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,,Ein Aufgeben kann es für uns nicht gegeben" 
Betroffene des "Radikalenerlasses" bitten Landtagspräsidentin Aras um Unterstützung- Rückenwind spüren sie aus einigen Gemeinderäten 

Von Sören S. Sgries 

Heidelberg!Stuttgart. Seit bald zwölf 
Jahren kämpft eine Betroffenengruppe in 
Baden-Württemberg dafür, dass das Leid, 
das sie infolge des "Radikalenerlasses" in 
den 1970er-Jahren erlitten haben, an­
erkannt wird. Damals wurden unter dem 
Vorwand, vermeintliche "Verfassungs­
feinde" zu suchen, zahlreiche junge Men­
schen aus dem Staatsdienst gedrängt bzw. 
mussten teilweise zermürbende juristi­
sche Kämpfe durchstehen. Betroffene 
sprechen von "Berufsverboten"; unter 
denen sie zu leiden hatten. Rehabilitie­
rung und Entschädigung sind die Ziele. 
Getan hat sich, zumindest politisch, bis­
lang wenig. "Ein Aufgeben kann es aber 
für uns nicht gegeben", schreibt dazu 
Martin Hornung, ein Betroffener aus Ep­
pelheim, der RNZ. Jetzt gehen sie den 
nächsten Schritt - und bitten Landtags­
präsidentin Muhterem Aras (Grüne) per 
Offenem Brief um deren Unterstützung. 

Nötig wurde das, weil andere Schrit­
te nicht den erhofften Erfolg brachten. 
Den Durchbruch hätte eigentlich schon 
das Jahr 2022 bringen sollen: Da legte eine 
Historikergruppe um den Heidelberger 
Professor Edgar Wolfrum eine über 600-
seitige Untersuchung(" Verfassungsfein­
de im Land?") vor. Aus Sicht der Be­
troffenen die lange geforderte Grundla­
ge, um endlich die politische Rehabili-

tierung zu erfahren. Schließlich hatte 
auch Studienleiter Wolfrum im RNZ­
Interview gesagt: "Persönliche finde ich, 
einem Land wie Baden-Württemberg 
würde kein Zacken aus der Krone bre­
chen, wenn es seitens der Landesregie­
rung eine Entschuldigung gegenüber den 
damals Betroffenen geben würde." 

Entlausehender lermin: Betroffene im Febru­
ar bei Ministerprasident Kretschmann. F.: dpa 

Nur: Dazu kam es nicht. Stattdessen 
wurden Vertreter der Betroffenen am 8. 
Februar 2023 zu einem Gespräch mit Mi­
nisterpräsident Winfried Kretschmann 
(Grüne) nach Stuttgart eingeladen. Und 
kehrten dann enttäuscht aus der Villa 
Reitzenstein zurück. Von "Kretschmanns 
"Basta-Nein" ist seither die Rede. Daran 
willdielnitiativenunnocheinmalrütteln. 

"Wir bitten Sie und den Landtag, Ihren 
Einfluss auf Regierung und Ministerprä­
sident geltend zu machen und uns zu 
unterstützen", heißt es in einem zwei­
seitigen Brief, den Christina Lipps als 
Sprecherin der "Berufsverbote"-Initia­
tive an Landtagspräsidentin Aras ge­
schrieben hat. Es gehe um die "Beglei­
chung alten Unrechts", heißt es in dem 
Schreiben. Und: "Wir wünschen uns für 
diejenigen unter uns, die damals zu Un­
recht aus ihrer Lebensbahn geworfen 
wurden und nun in Altersarmut leben, 
dass wenigstens sie im Rahmen eines ent­
sprechend gefüllten Fonds noch recht­
zeitig entschädigt werden. " 

Lipps macht auch Druck, dass zeit­
nah etwas geschehen müsse. "Wir Be­
troffene haben keine Zeit zu verlieren", 
heißt es mit Verweis auf das durch­
schnittliche Lebensalter von rund 80 J ah­
ren. In anderen Unterlagen der Initiative 
wird ein Betroffener zitiert mit dem Satz: 
"Wir geben erst auf, wenn wir in die Kis­
te gehen." 

Ob derneue AnlaufErfolg haben wird? 
Im Februar hatte Kretschmann - selbst 
als junger Lehrer vom Radikalenerlass 
betroffen - jedenfalls recht rigoros ab­
gewiegelt: Pauschale Entschädigungen 
seien mit ihm nicht zu machen, jeder Ein­
zelfall müsse geprüft werden. "Und da­
für gibt es im Rechtsstaat Gerichte, da 
muss man sich sein Recht erstreiten." 

Die Betroffener: registrieren aber eine 
Unterstützungsbewegung, die sich in­
zwischen aus den Kommunen ausbreite. 
In Heidelberg, Mannheim, Konstanz und 
Tübingen hätten die Gemeinderäte be­
reits Beschlüsse gefasst, in denen Regie­
rung und Landtag zu "Aufarbeitung, 
Entschuldigung und Rehabilitierung" 
sowie Einrichtung eines Entschädi­
gungsfondsaufgefordert werden. schreibt 
Lipps an die Landtagspräsidentin. Auch 
in Freiburg werde ein entsprechendes 
Votum erwartet. Weitere Beschlüsse 
könnten in Stuttgart, Karlsruhe und 
Heilbronn gefasst werden. 

"Alle genannten Beschlüsse wenden 
sich entschieden gegen Kretschmanns 
Basta-Nein", so die Bewertung durch die 
Initiative. Und: Die kommunalen Grü­
nen-Fraktionen hätten sich jeweils hin­
ter die Anträge gestellt. Das zeige ., wie 
sehr sich Kretschmann hier in der Min­
derheit auch seiner Partei befindet", so 
die Einschätzung. 

Ob Unterstützung auch von der grü­
nen Landtagspräsidentin kommt, könnte 
sich mit ein bisschen Glück noch vor 
Weihnachten zeigen: Der Brief der In­
itiative sei Mitte letzter Woche einge­
gangen, erklärte ein Sprecher auf RNZ­
Anfrage. Aktuell sei dieser ,,noch in der 
Prüfung". Vielleicht, so die Auskunft, 
könnte sogar noch in dieser Woche eine 
Reaktion erfolgen. 
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,15M"~ P .. t.t.K,.i>"one'~Vom Mittelalter bis in die Gegenwar1 
:E rlesenes Heidelberg" lautet der 

Titel der Veranstaltung, zu der der 
Heidelberger Geschichtsverein 

alljährlich im Dezember einlädt. Im Blick 
stehen dann Publikationen mit Heidel­
berg-Bezug, die im Laufe des Jahres er­
schienen sind. Die Vorstandsmitglieder 
Claudia Rink, Martin Krauß und Petra 
Nellen hatten sich mit diesen Veröffentli­
chungen befasst und stellten sie im Klei­
nen Saal der Stadtbücherei vor. 

> Unvergessen ist die Anwendung des 
.,Radikalenerlass" von 1972, besonders in 
Baden-Württemberg zu Zeiten des Kabi­
netts Filbinger. Darin involviert, wie in dem 
umfangreichen Band zu lesen, auch das 
Heidelberger DKFZ. In einer Fallstudie 
näherausgeführtistauchdasSchicksalvon 
Martin Hornung, der an der Pädagogi­
schen Hochschule studiert hatte und Leh­
rer werden wollte. - Edgar Wolfrum (Hg.): 
Verfassungsfeinde im Land? Der "Radi­
kalenerlass" von 1972 in der Geschichte 
Baden-Württembergs und der Bundesre­
publik, Göttingen, 684 S., 38 Euro . 

. 
Landtagspräsidentin soll helfen 
Die Betroffenen-Initiative wegen des 
Radikalenerlasses setzt jetzt auf die 
Parlamentspräsidentin: Muhterem 
Aras soll sich für ihre Anliegen ein­
setzen, so die Bitte. Mut machen Ge­
meinderäte. Südw· ' S. 28 

Geschichtsverein stellte Neuerscheinungen zur Stadtgeschichte vor I Von Manfred Rechtel 

r 
Claud ia Rink (I.), Martin Krauß, Petra Ne IIen vom Heidelberger Gesch ichtsverein stellten neue Publikationen mit Heidel berg-Bezug vor. Wer his­
torisch Interessierte kennt, findet unter ihren Empf~hlungen vielleicht noc.b ein Weihnachtsgeschenk. Foto/Repros: Manfred Sechtel 


